
  

 
*GSP-Einblick erscheint unregelmäßig mit Interviews, Standpunkten oder Essays von herausragenden Expertin-
nen und Experten der deutschen und internationalen Sicherheitspolitik. Es wird ausschließlich die Position des 
jeweiligen Autors/der Autorin vertreten, die nicht zwangsläufig der Position der GSP entsprechen muss. 

30 Jahre nach Abschluss der Charta von Paris steckt das Verhältnis 
der NATO zu Russland in einer Sackgasse. Die Konsequenzen sind 
endlose gegenseitige Schuldzuweisungen und die Rückkehr 
altbekannter Feindbilder. Um aus der Eskalationsspirale raus zu 
kommen, braucht es konkrete Schritte sowie überzeugende 
Verhandlungsangebote beider Partner. Neues Denken ist schwierig - 
aber erforderlich. In der internationalen Sicherheitspolitik wird 
jedenfalls kein Weg an einer wie auch immer gearteten Kooperation 
mit Russland vorbeiführen. Diskussion darüber ist notwendig.  

Sophie-Eileen Gierend ist Masterstudentin im Fach Politikwissenschaft 
an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg. Zuvor hat sie an 
der Universität des Saarlandes sowie an der Université de Nantes stu-
diert. Sie arbeitet u.a. in der Europäischen Jugendbildung als Semina-
rassistentin an der Europäischen Akademie Otzenhausen. Dieser Bei-
trag ist bewusst als Denkanstoß einer jüngeren Generation gedacht, 
die bisher im Diskurs unterrepräsentiert ist. 

 

 

Raus aus der Sackgasse: 
NATO und Russland  
brauchen Neuansatz 

In der Präambel der Charta von Paris für ein 

neues Europa vom November 1990 heißt es, 

dass das Zeitalter der Konfrontation und der 

Teilung Europas zu Ende gegangen sei. Damals 

versammelten sich die Staats- und Regierungs-

chefs von über 30 Ländern und verpflichteten 

sich zur Wahrung der Menschenrechte, Demo-

kratie und Rechtsstaatlichkeit, zu freundschaft-

lichen Beziehungen und zur wirtschaftlichen 

sowie sicherheitspolitischen Zusammenarbeit. 

30 Jahre danach werden die Nachrichten um 

die Beziehungen zwischen Russland und dem 

Westen allerdings von ganz anderen 

Schlagzeilen dominiert. Auf beiden Seiten wird 

aufgerüstet und die Taktik scheint klar: gegen-

seitige militärische Abschreckung. Und auch 

wenn die Betitelung „neuer Kalter Krieg“ vorei-

lig ist, so ist die Lage doch mehr als angespannt 

und eine Eskalation nicht mehr auszuschließen. 

Ost und West befinden sich in einer Konfronta-

tionsspirale, aus der nur schwer herauszufin-

den sein wird. 

In einer solchen Situation ist es natürlich nicht 

förderlich, dass Russland das Verhältnis zum 

Westen zusätzlich belastet. Aktuellstes Beispiel 

ist die Affäre um den Giftangriff auf den Kreml-

Kritiker Alexej Nawalny, kein Einzelfall, sondern 

„etwas, was wir als durchgängige Linie sehen“, 

wie es die Bundeskanzlerin formulierte. Der 

Fall Nawalny reiht sich damit ein in eine Chro-

nologie der Anschläge auf Oppositionelle der 

(Foto: Sophie-Eileen  
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russischen Regierung: Alexander Litwinenko, 

Anna Politkowskaja, Boris Nezow, Sergej Skri-

pal, Selimchan Changoschwili. Hinzu kommen 

die in Russland zu beobachtenden antidemo-

kratischen Tendenzen und der Abbau des 

Rechtsstaats durch eine umstrittene Verfas-

sungsreform, Cyberattacken auf westliche 

Staaten, der Vorwurf der Einflussnahme auf 

Wahlprozesse im Ausland und die militärischen 

Eingriffe insbesondere in Georgien und der Uk-

raine. Das Misstrauen gegenüber dem einst 

vielversprechenden Partner ist groß und er-

schwert die Zusammenarbeit auf allen Ebenen.  

Einzelgänge, Abschottung und  
Provokation  

Dabei sah es vor 30 Jahren so aus, als sollte es 

nie wieder zu einer solch bedrohlichen Spal-

tung zwischen Russland und dem Westen kom-

men. Die Ausgangslage nach 1990 kann als ein-

maliger Zustand betrachtet werden, der es er-

laubte, weitreichende Veränderungen zu be-

schließen. Die heute als „Friedliche Revolution“ 

gefeierten Umbrüche wären jedenfalls ohne 

das Zutun der damaligen Sowjetunion unmög-

lich gewesen, man war auf beide Seiten ange-

wiesen. Hilfreich waren zu der Zeit sicherlich 

auch die persönlichen Beziehungen zwischen 

Kohl und Gorbatschow, auch zwischen Bush 

und Gorbatschow, oder Genscher und Sche-

wardnadse – Verbindungen, nach denen man 

heute vergeblich sucht. Trotzdem wurde die 

nach dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag im Jahr 1990 

eintretende Phase des Friedens allzu schnell als 

gegeben hingenommen und die Bemühungen 

um dessen Aufrechterhaltung schwanden in 

den darauffolgenden Jahren. 

Was folgte, waren Einzelgänge, Abschottung 

und Provokation. Die NATO sieht sich seitdem 

einem Russland gegenüber, dessen Armee bru-

tal und erbarmungslos gegen die Tschetsche-

nen vorging, die nach dem Zusammenbruch 

der Sowjetunion ihre Unabhängigkeit erklär-

ten, aber von Moskau weiterhin als innere An-

gelegenheit betrachtet wurden. Einem 

Russland, das 2008 in Georgien einmarschierte 

– nicht zuletzt als Reaktion auf dessen potenti-

elle Aufnahme in die NATO. War man im Wes-

ten bis dahin dennoch zur Zusammenarbeit be-

reit, so änderte sich dies spätestens mit den 

Geschehnissen von 2014. Den entscheidenden 

Wendepunkt in den Beziehungen zwischen 

Russland und der NATO bzw. zum Westen all-

gemein markierten mithin die völkerrechtswid-

rige Annexion der Krim und der Beginn des bis 

heute andauernde Konflikt in der Ostukraine. 

Aber auch Russlands Kooperation mit dem As-

sad-Regime in Syrien, dem schwere Kriegsver-

brechen gegen die eigene Bevölkerung vorge-

worfen werden, legt weitere Steine auf die 

jahrzehntelang aufgebaute Mauer zwischen 

Ost und West. 

Die russische Perspektive 

Umgekehrt beteiligte sich die NATO 1998 ohne 

UN-Mandat am Kosovo-Konflikt, die USA inter-

venierte 2003 unter falscher Legitimation im 

Irak und 2011 erzwang der Westen einen Re-

gimewechsel in Libyen, nur um das Land an-

schließend dem Bürgerkrieg zu überlassen. 

Russland beklagte derweil westliche Doppel-

standards im Hinblick auf die Einhaltung inter-

nationaler Regeln. Ebenso vom Kreml kritisiert 

wurde das westliche, insbesondere amerikani-

sche Einwirken auf die sogenannten „Farbenre-

volutionen“ in den ehemaligen Sowjetstaaten 

Georgien, Ukraine und Kirgisistan, die aus rus-

sischer Sicht allein dazu dienten, prowestlichen 

Präsidenten an die Macht zu verhelfen.  

Der scheinbar langwierigste Konflikt dreht sich 

allerdings um die Osterweiterung des NATO-

Bündnisses. Stimmte die damals noch beste-

hende Sowjetunion dem Beitritt des vereinig-

ten Deutschlands nach Verhandlungen zu, traf 

dies keinesfalls auf die darauffolgenden Bei-

tritte zu. Die mögliche Aufnahme Georgiens 

und der Ukraine, zwei Länder im sogenannten 

„nahen Ausland“ Russlands und damit Teil des-

sen „Interessenssphäre“, ist zwar selbst inner-

halb des Bündnisses umstritten, bleibt aber 
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weiterhin auf der Agenda. Dabei machte die 

russische Seite immer wieder klar, dass sie das 

Heranrücken der NATO an ihre Grenze als Be-

drohung der eigenen Sicherheit versteht. Ob 

Jelzin, Putin oder Medwedew, sie alle verurteil-

ten die Osterweiterung und drohten mit ent-

sprechenden Gegenmaßnahmen. 

Aktion und Reaktion 

Das Verhältnis von NATO und Russland war so 

die vergangenen Jahrzehnte bestimmt von Ak-

tion und Reaktion, Russland agierte, die NATO 

reagierte – und umgekehrt. Die Konsequenzen 

sind endlose gegenseitige Schuldzuweisungen 

und die Rückkehr altbekannter Feindbilder. Pu-

tins Russland werden im Westen nicht selten 

neoimperialistische Ambitionen mit dem Ziel 

einer sowjetähnlichen Einflusszone unterstellt. 

Währenddessen ist in Russland das Bild einer 

NATO weit verbreitet, die unter dem Vorwand 

der europäischen Friedenssicherung den Ein-

flussbereich Russlands zu beschneiden ver-

sucht, um letztlich die amerikanische Machtpo-

sition zu verteidigen.  

Die NATO-Erweiterung wird somit als direkter 

Angriff auf russische Interessen gewertet. Bis 

heute stützt sich die russische Regierung dabei 

auch auf das angebliche Versprechen des Wes-

tens, sich nach dem Beitritt der vereinten BRD 

nicht mehr gen Osten zu erweitern. Dass dieses 

Versprechen in keinem offiziellen Dokument 

festgehalten wurde, sondern lediglich auf 

mündlichen Äußerungen mit Interpretations-

spielraum fußt, findet in den Reden keine Er-

wähnung. Ebenso wenig die Tatsache, dass die 

Erweiterung nicht auf Initiative der NATO ge-

schah, sondern auf das starke Drängen der 

MOE-Staaten, die man zunächst noch mit dem 

Programm „Partnership for Peace“ vertrösten 

konnte. Russland selbst gestand diesen Staaten 

das Recht zu, sich Bündnissen frei anzuschlie-

ßen, die NATO scheint von diesem Recht aller-

dings ausgenommen. Und dennoch wurden die 

Aufnahmerunden immer wieder von westli-

chen Versicherungen begleitet, die der 

Besänftigung Moskaus dienten. Darunter die 

ständige Betonung, dass es bei der Ausdeh-

nung des NATO-Gebietes in erster Linie um die 

Ausdehnung der „area of Europe where wars 

do not happen“ (US-Außenministerin Madel-

eine Albright 1997) geht. Um dieses Ziel glaub-

haft zu vertreten, strebte man lange keine fes-

ten Militäreinheiten in den neuen Mitglieds-

staaten an und man fokussierte sich immer we-

niger auf die NATO als rein militärisches Bünd-

nis. Stattdessen wurde der Ausbau von Demo-

kratie und Rechtstaatlichkeit sowie der zivilen 

Kontrolle über das Militär in Mittel- und Osteu-

ropa zum Kernanliegen. Strikte Aufnahmekrite-

rien sollten das auch dem russischen Partner 

demonstrieren.  

Die Proteste des Kremls blieben allerdings mit 

dem steten Wachstum der NATO bestehen. Oft 

fehlte und fehlt es im Westen dabei an Ver-

ständnis dafür, dass Putin womöglich echte Si-

cherheitsbedenken hegt und diese nicht nur als 

Deckmantel für die eigenen wirtschaftlichen 

und politischen Pläne missbraucht. Unabhän-

gig davon, welche Ziele die NATO mit ihrer Er-

weiterung in Wirklichkeit verfolgt, darf der 

Westen Russland seine Ängste nicht abspre-

chen. Zudem wird auch auf westlicher Seite 

gern über die nüchterne Faktenlage hinwegge-

schaut, wenn es um die Einschätzung seines 

Gegenübers geht. Wie John J. Mearsheimer un-

ter dem provokanten Titel „Why the Ukraine 

crisis is the West’s fault” schreibt, sind weder 

die Annexion der Krim, noch die Krise in der 

Ostukraine Auswüchse eines russischen Expan-

sionsstrebens. Es handelt sich bei diesen Kon-

flikten vielmehr um Reaktionen auf wahrge-

nommene Sicherheitsbedenken, auf den Aus-

schluss Russlands aus der internationalen Si-

cherheitsarchitektur und, unmittelbarer, auf 

Janukowytschs Amtsenthebung. Putin zeigte 

zuvor keine Anstalten, das russische Territo-

rium durch militärischen Einsatz auszuweiten, 

sondern kämpfte ‚lediglich‘ um den Status quo 

angesichts des schwindenden Einflusses Mos-

kaus in Mittel- und Osteuropa. Außerdem 
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handelt es sich bei Putin durchaus um einen 

strategischen Akteur, der sich bewusst ist, dass 

sein Staat weder die ökonomischen noch mili-

tärischen Voraussetzungen hat, um Regionen 

wie die Ostukraine ohne große Verluste zu an-

nektieren. Obgleich das Agieren Russlands in 

Bezug auf die Ukraine scharf zu verurteilen ist, 

sollten daraus keine falschen Schlüsse gezogen 

werden. Moskaus Absichten sind in diesem 

Sinne defensiver, als oft behauptet wird. 

Perzeption und Realität 

„Doch die Erfahrung lehrt, dass in der Politik 

die Perzeption einer möglichen Gefahr oft 

mehr Gewicht hat als die Realität“, schreibt 

Horst Teltschik, ehemaliger außenpolitischer 

Berater Helmut Kohls. Die Herrschaft der 

Wahrnehmung über die Realität in den NATO-

Russland-Beziehungen rührt nicht zuletzt von 

ihrer mangelnden Transparenz und dem feh-

lenden Dialog her. Der Austausch zwischen Ost 

und West dünnte in den letzten Jahren immer 

mehr aus, eine Tendenz, die auch bei Beteilig-

ten anderer Krisenherde zu beobachten ist. 

Vorhandene Dialogforen wie der NATO-Russ-

land-Rat (NRR) oder die KSZE bzw. später OSZE 

erfüllen ihren ursprünglichen Zweck nicht 

mehr. Der NRR sollte einst regelmäßig auf ver-

schiedenen personellen Ebenen tagen und ge-

rade in Krisenzeiten Gespräche trotz verhärte-

ter Fronten ermöglichen. Paradoxerweise ge-

schah in der Vergangenheit genau das Gegen-

teil: Ob Kosovo, Georgien oder Ukraine – kam 

es zu Konflikten, setzte der Rat seine Arbeit 

aus. Doch ohne Austausch kein Wissen und 

ohne Wissen kein Vertrauen, dafür gewinnen 

Spekulationen zunehmend an Raum. Hinzu 

kommt, dass zahlreiche bedeutende Rüstungs-

abkommen, die man sich heute wieder herbei-

sehnt, in den vergangenen Jahren aufgekündigt 

wurden. Darunter der ABM-Vertrag zu Rake-

tenabwehrsystemen, der KSE-Vertrag zur Kon-

trolle konventioneller Streitkräfte in Europa o-

der der INF-Vertrag über das Verbot landge-

stützter nuklearer Mittelstreckenraketen und 

Marschflugkörper. Die Bedeutung solcher 

Abkommen liegt dabei nicht nur in der Begren-

zung der Rüstungsetats, sondern auch in den in 

ihnen integrierten Kontroll- und Überwa-

chungsmechanismen, die zumindest im militä-

rischen Bereich eine gewisse Transparenz ga-

rantierten. Diese fehlt nun fast gänzlich und 

beide Seiten sind auf die freiwillige Herausgabe 

von Informationen durch ihr Gegenüber ange-

wiesen.  

Entspannung: aber wie? 

Strebt man eine Verbesserung der Beziehun-

gen zwischen der NATO und Russland an, muss 

in erster Linie hier angesetzt werden. Vorhan-

dene Instrumente und Foren für Gespräche – 

das heißt vor allem der NRR – müssen wieder-

belebt werden und, falls das nicht möglich ist, 

neue geschaffen werden. Dabei sollten die For-

mate variieren: Der Austausch muss sowohl auf 

Staatschef- als auch auf Botschafterebene, so-

wohl multi- als auch bilateral, sowohl auf poli-

tischer als auch zivilgesellschaftlicher Ebene, 

sowohl ökonomisch, politisch, wissenschaftlich 

als auch kulturell gefördert werden. „Feindbil-

der leben davon, dass wir unsere Gegner nicht 

wirklich kennen. Je weniger wir über sie wis-

sen, desto leichter fällt es, unser Mitgefühl aus-

zuschalten. […] Es ist im Grund eine Binsen-

weisheit: Miteinander reden hilft“ (Horst Telt-

schik 2019).  

Im größeren Sinne muss das, was einmal in der 

Charta von Paris und in der NATO-Russland-

Grundakte festgesetzt wurde, wieder ange-

strebt werden. Der Rahmen ist noch da, er 

muss jedoch wieder gefüllt werden. Das gilt 

aber nicht nur für die NATO, sondern auch für 

die EU und deren Mitgliedsstaaten. Jede ver-

besserte Beziehung zwischen Moskau und dem 

Westen kommt auch der Beziehung zwischen 

der NATO und Moskau zugute. Dabei kommt 

Deutschland eine besondere Rolle zu. Auf-

grund der geteilten Historie mit Russland, der 

engen wirtschaftlichen Verbindungen und der 

steten Bemühungen der BRD, die Kommunika-

tion auch in schwierigen Zeiten nicht abreißen 
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zu lassen, kann Deutschland eine Mittlerfunk-

tion übernehmen, die sie in der Vergangenheit 

bereits teilweise übernommen hat. Ziel ist es, 

dem weltweiten Trend, keine Verhandlungen 

mit politischen Gegnern zu führen, entgegen-

zuwirken. Gleiche Werte zu vertreten ist im 

besten Fall Grundlage, kann allerdings hier 

nicht Voraussetzung politischer Beziehungen 

sein.  

Rüstungskontrolle, Abrüstung und 
Vertrauensbildung 

Im militärischen Bereich sind neue Verhandlun-

gen über Rüstungskontrolle und Abrüstung un-

erlässlich. Die Erfahrungen des Kalten Krieges 

haben gezeigt, dass in Zeiten der Abrüstung 

und Entspannungspolitik auch auf diplomati-

schem Gebiet die meisten Fortschritte erzielt 

wurden. „Frieden schaffen ohne Waffen: Das 

ist ein verständlicher Wunsch, ein schöner 

Traum, aber er ist vor allem eine lebensgefähr-

liche Illusion. Frieden schaffen nur durch Waf-

fen: Das wäre eine tödliche Verblendung. Frie-

den schaffen mit immer weniger Waffen: Das 

ist die Aufgabe unserer Zeit.“, sagte Helmut 

Kohl in seiner Regierungserklärung vor dem 

Deutschen Bundestag am 13. Oktober 1982, 

eine offensichtlich zeitlose Aussage.  

Es kann nicht darauf gewartet werden, dass 

eine Seite aufgrund militärischer Unterlegen-

heit nachgibt, stattdessen muss es frühzeitig zu 

fairen Angeboten und Kompromissen kom-

men. Vertrauensbildende Maßnahmen und mi-

litärische Kooperation, wenn auch vorerst in 

kleinem Umfang, müssen den Anfang machen. 

Auch der INF-Vertrag könnte so gegebenenfalls 

reaktiviert werden. Insgesamt gilt, dass militä-

rische Stärke und Dialog miteinander verein-

bart werden können, ähnlich der Harmel-Stra-

tegie. 

Militärische Verhandlungen werden hingegen 

nicht möglich sein, solange die NATO auf der 

Aufnahme Georgiens und der Ukraine in ihre 

Allianz beharrt. Strenge Aufnahmekriterien rei-

chen nicht aus, um Moskau davon zu 

überzeugen, dass die NATO keine bedingungs-

lose Ausdehnung anstrebt. Ungeachtet der 

zahlreichen Gründe, die für eine weitere In-

tegration von MOE-Staaten sprechen, muss ak-

zeptiert werden, dass Geopolitik für Russland 

von zu zentraler Bedeutung ist, als dass die 

NATO noch tiefer in dessen Interessensgebiet 

vordringen sollte. Georgien, aber vor allem die 

Ukraine müssen öffentlich wirksam vom Auf-

nahmeprozess ausgeschlossen werden. Gleich-

wohl bedeutet das nicht, dass mit beiden Staa-

ten nicht auf anderen Wegen kooperiert wer-

den kann. Eine weniger provokative Zusam-

menarbeit könnte z.B. wirtschaftlich und poli-

tisch auf Ebene der EU realisiert werden. Deut-

lich mehr Nachgiebigkeit muss die NATO 

schließlich bei der Krim-Frage zeigen. Trotz der 

Völkerrechtswidrigkeit der Annexion wären die 

Folgen einer ‚Rückeroberung‘ unberechenbar 

und würden jede weitere Zusammenarbeit 

endgültig ausschließen. Denkbar wäre lediglich 

die Durchführung eines international aner-

kannten Referendums. 

Konkrete Schritte 

Letztendlich ist der Westen aber auch von der 

Bereitschaft Russlands zur Annäherung abhän-

gig. Es braucht konkrete Schritte beider Partner 

aus der Eskalationsspirale heraus sowie über-

zeugende Verhandlungsangebote und ehrli-

chere Versprechen. In der internationalen Si-

cherheitspolitik wird kein Weg an einer Koope-

ration mit Russland vorbeiführen, sei es im Hin-

blick auf den Syrienkonflikt, auf die Entwicklun-

gen im und mit dem Iran, oder in Bezug auf die 

aufsteigende Großmacht China. Und dennoch 

hängt die zukünftige Beziehung davon ab, wie 

Russland auf die Ereignisse in Belarus reagieren 

wird, wie die Ermittlungen rund um den Giftan-

schlag auf den russischen Kreml-Kritiker Alexei 

Nawalny verlaufen werden und wie die Präsi-

dentschaftswahl in den USA ausgeht. Es existie-

ren noch viele unbekannte Variablen in der 

NATO-Russland-Formel, die alle Einfluss haben 

werden auf die gegenseitige Kompromissbe-

reitschaft. 
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https://www.gsp-sipo.de/fileadmin/Daten_GSP/D-Kacheln_Startseite/B-Einblick/GSP-Einblick_10_2020_Na%CC%88big.pdf
https://www.gsp-sipo.de/fileadmin/Daten_GSP/D-Kacheln_Startseite/B-Einblick/GSP-Einblick_11_2020_Heinrich_Brau%C3%9F_und_Ulrich_Speck.pdf
https://www.youtube.com/channel/UCDCua3OJ65UHU47HaXN8-uw

